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DGB: Frieden
durch Abrüstung*

In diesem Jahrhundert haben zwei Welt-
kriege unermeßliches Leid gebracht und Mil-
lionen von Opfern gefordert. Besonders die
Arbeitnehmer und ihre Familien haben die
verheerenden Folgen dieser Kriege erfahren
und tragen müssen.

Die Arbeitnehmer wissen:
- Frieden ist die Grundlage für die Beseiti-

gung von Hunger und Elend und die Er-
reichung sozialer Sicherheit in allen Tei-
len der Welt.

- Frieden ist eine elementare Vorausset-
zung für den wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Fortschritt und für die
Schaffung einer menschenwürdigen Ge-
sellschaft.

- Nur im Frieden kann das Lebens- und
Selbstbestimmungsrecht  aller Nationen
verwirklicht und die Verständigung zwi-
schen den Völkern gefördert werden.

- Nur im Frieden können sich die Grund-
und Freiheitsrechte der Menschen entfal-
ten und demokratische Strukturen ent-
wickeln.

- Nur im Frieden können freie und unab-
hängige Gewerkschaften ihren Auftrag
erfüllen.
In diesem Bewußtsein haben sich die Ge-

werkschaften stets für einen dauerhaften
Völkerfrieden eingesetzt. Die Gewerk-
schaftsbewegung ist immer auch eine Frie-
densbewegung.

Heute ist der Frieden mehr denn je ge-
fährdet. Überall auf der Welt wachsen die
Spannungen. Konflikte werden immer häufi-
ger mit militärischer Gewalt ausgetragen:
- Die Besetzung Afghanistans verletzt das

Selbstbestimmungsrecht   dieses   Volkes
und versetzte  der Entspannungspolitik
einen schweren Schlag. Weitere militäri-
sche Aktionen dieser Art könnten das

567

Ende  jeder  Verständigungsbereitschaft
bedeuten.

- Die wirtschaftliche und politische Bedeu-
tung des Nahen Ostens läßt die militäri-
schen Konfrontationen in diesem Gebiet
zu einer ständigen Bedrohung des Welt-
friedens werden.

- Bürgerkriege   und   militärische   Unter-
drückung, wie in El Salvador oder wie in
der Türkei, fordern täglich neue Opfer an
Menschenleben. Die Unterstützung der
regierenden Militärs verlängert die Lei-
den der unterdrückten Völker.

- Politische     Auseinandersetzungen     in
Asien, Afrika, Mittel- und Südamerika
fordern  täglich unzählige  Menschenle-
ben, führen oft zu Massenvernichtungen
und selbst zum Völkermord.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund und

seine Gewerkschaften lehnen die Anwen-
dung militärischer Gewalt zur Lösung politi-
scher und wirtschaftlicher Probleme ab. Sie
fordern, daß Friedenspolitik Vorrang vor
allen anderen politischen Aufgaben hat. Die
einzige Chance für eine dauerhafte Friedens-
sicherung besteht in der Fortsetzung der Ent-
spannungspolitik. Internationale Konflikte
können nur durch Verhandlungen abgebaut
und gelöst werden.

Eine wirkliche Entspannung kann nur auf
der Grundlage gegenseitigen Vertrauens ge-
deihen. Die Gewerkschaften erwarten, daß
alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um
durch vertrauensbildende Maßnahmen ein
Klima der Verständigung zwischen den Völ-
kern zu schaffen. Hierzu gehören insbeson-
dere die Beendigung der Besetzung Afghani-
stans und die Ratifizierung des SALT-II-Ab-
kommens.

Die weltweit angehäuften Rüstungspo-
tentiale beschwören die Gefahr herauf, daß

* Aufruf des DGB zum Antikriegstag am 1. September
1981 zur Einleitung einer bundesweiten Unterschrif-
tenaktion gegen das Wettrüsten in Ost und West.



ein Krieg alles Leben vernichtet. Ein wei-
teres Wettrüsten macht das militärische Risi-
ko nicht kalkulierbarer. Es steigert die Ge-
fahr militärischer Auseinandersetzungen.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund verurteilt
mit aller Entschiedenheit die jede mensch-
liche Existenz bedrohende Vorstellung eines
begrenzbaren atomaren Krieges. Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund und seine Gewerk-
schaften fordern eine allgemeine, ausgewo-
gene und kontrollierte Abrüstung, um der
lebensbedrohenden Gefährdung insbeson-
dere durch Massenvernichtungswaffen Ein-
halt zu gebieten. Sie erwarten, daß zwischen
den Regierungen alle Gesprächschancen ge-
nutzt werden, um zu einer Reduzierung der
Rüstungen zu gelangen. Besondere Verant-
wortung tragen hierbei die großen Militär-
pakte und insbesondere die beiden Super-
mächte.

Die Gewerkschaften fordern, daß umge-
hend Verhandlungen mit dem Ziel aufge-
nommen werden, eine weitere Stationierung
von atomaren Mittelstreckenraketen in Ost
und West zu verhindern und die vorhande-
nen abzubauen. Dies liegt im gemeinsamen
europäischen Interesse.

Unvereinbar mit der Politik der Friedens-
sicherung ist der Export von Waffen in Span-
nungsgebiete und Entwicklungsländer. Da-
durch werden enorme Mittel gebunden, die
für die Überwindung von Hunger und Not
notwendig sind.

Eine stabile Friedensordnung setzt des-
halb auch die weltweite Beseitigung von
Hunger, Armut und Arbeitslosigkeit, An-
alphabetentum und Unterdrückung voraus.
Die Gewerkschaften verlangen, daß die In-
dustriestaaten in West und Ost ihrer politi-
schen und moralischen Verpflichtung nach-
kommen, ihren Einsatz für die Entwicklung
der Dritten Welt zu verstärken. Die Gewerk-
schaften bekräftigen ihren unerschütter-
lichen Willen, mit ihren Mitteln die wirt-
schaftlichen und sozialen Voraussetzungen
für ein friedliches Zusammenleben der Völ-
ker zu ermöglichen.

Wir, die Unterzeichner dieses Aufrufs,
fordern die Regierungen der USA und der
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Sowjetunion auf, unverzüglich Verhand-
lungen über Rüstungsbegrenzungen und
Rüstungsabbau aufzunehmen. Der Deutsche
Bundestag und die Bundesregierung werden
aufgefordert, alle ihre Möglichkeiten zur
schnellen Ingangsetzung solcher Verhand-
lungen zu nutzen.

Ziel dieser Verhandlungen muß
sein:
- auf die  Stationierung weiterer Mittel-

streckenraketen in Europa zu verzichten,
- die Produktion von Atomwaffen einzu-

stellen,
- die bereits stationierten Mittelstrecken-

raketen abzubauen.
Dies sind die unerläßlichen Voraussetzungen
für Vereinbarungen über das Verbot
- der Entwicklung
- der Herstellung
- der Lagerung
- der Weitergabe und
- der Anwendung
atomarer Waffen und anderer Vernichtungs-
mittel sowie neuer Waffentechnologien, mit
dem Ziel einer allgemeinen und kontrollier-
ten Abrüstung.

Dafür trete ich ein!
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